
 
Niederschrift 

 
über die 3. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Geilenkirchen am 
Mittwoch, dem 19.05.2010, 18:00 Uhr im Großen Sitzungssaal, Markt 9, 52511 
Geilenkirchen 
 
 
 

Tagesordnung 
 
 1 .  Mitteilungen des Bürgermeisters 
  
 2 .  Bericht über erteilte Auftragsvergaben nach § 11 Abs. 4 Buchstabe j) i.V.m. § 

11 Abs. 5 der Zuständigkeitsordnung vom 16.12.1999 
Vorlage: 177/2010 

  
 3 .  Durchführung eines Wegeeinziehungsverfahrens für einen städtischen Wirt-

schaftsweg in Apweiler 
Vorlage: 178/2010 

  
 4 .  Vorstellung der Planung zur Einrichtung eines Bürgerbüros im Rathaus 

Vorlage: 181/2010 
  
 5 .  Verschiedenes 
  
 
 
Anwesend waren: 
Vorsitzende/r 

1. Bürgermeister Thomas Fiedler  
 
Mitglieder 

2. Nikolaus Bales  
3. Marko Banzet  
4. Franz Beemelmanns  
5. Hans-Jürgen Benden  
6. Herbert Brandt  
7. Toska Frohn  
8. Dipl. Ing. Johannes Henßen  
9. Horst-Eberhard Hoffmann  
10. Gabriele Kals-Deußen  
11. Michael Kappes  
12. Heinz Kohnen  
13. Christian Kravanja  
14. Leonhard Kuhn  
15. Dr. Joachim Möhring  
16. Uwe Neudeck  
17. Manfred Schumacher  



- 2 - 

18. Manfred Solenski  
19. Marlis Tings  
20. Dipl.-Ing. Harald Volles  

von der Verwaltung 
21. Beigeordneter Hans Hausmann  
22. Beigeordneter Herbert Brunen  
23. Heinrich Gemünd  
24. Franz Willems  

Protokollführerin 
25. Tina Offermanns  

 
Es fehlten: 

26. Uwe Eggert  
27. Hans-Josef Paulus  
28. Wilhelm Josef Wolff  

 
 
Bürgermeister Fiedler eröffnete um 18:00 Uhr die 3. Sitzung des Haupt- und Finanz-
ausschusses. Er begrüßte die anwesenden Zuschauer, Mitarbeiter der Verwaltung, 
die Ratsmitglieder und Vertreter der Presse. Er stellte die ordnungsgemäße und 
fristgerechte Einladung zur Sitzung und die Beschlussfähigkeit des Haupt- und Fi-
nanzausschusses fest. In Vertretung sind erschienen für den Stadtverordneten Wolff 
der Stadtverordnete Schumacher, für den Stadtverordneten Paulus Stadtverordneter 
Henßen und für den Stadtverordneten Eggert Stadtverordneter Banzet. Beanstan-
dungen der letzten Niederschrift gab es nicht.  
 
 
TOP 1 Mitteilungen des Bürgermeisters 
 
Bürgermeister Fiedler hatte keine Mitteilungen von allgemeinem Interesse zu ma-
chen. 
 
TOP 2 Bericht über erteilte Auftragsvergaben nach § 11 Abs. 4 Buchstabe j) 

i.V.m. § 11 Abs. 5 der Zuständigkeitsordnung vom 16.12.1999 
Vorlage: 177/2010 

 
Stadtverordneter Hoffmann bat Bürgermeister Fiedler um Erläuterungen zum Wett-
bewerbsbeitrag Ziel-2-Wettbewerb „Erlebnis.NRW“. 
 
Bürgermeister Fiedler erklärte, dass es sich bei dem Auftrag um eine interkommuna-
le Vergabe der Gemeinden Übach-Palenberg, Geilenkirchen, Gangelt und Selfkant 
zwecks Teilnahme an dem Ziel-2-Wettbewerb handele. Dieser Wettbewerb werde 
aus Strukturfondmitteln der EU gefördert, wobei die Bereiche Innovation, Wettbe-
werbsfähigkeit und Wachstum Schwerpunkte der Förderung seien. Die Landesregie-
rung NRW setze einen wesentlichen Schwerpunkt der Förderung im Bereich der In-
novation und die Gelder würden wenn möglich nach dem Wettbewerbsprinzip verge-
ben. Zum Wettbewerb „Erlebnis.NRW“ habe die Landesregierung im April dieses 
Jahres eine Broschüre herausgegeben. Unter dem Motto „Die besten Ideen für Tou-
rismus und Naturerlebnisse“ solle die Wettbewerbsfähigkeit der Tourismusbranche in 
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NRW gestärkt werden. Vor der Kulisse der Grünmetropole habe man sich schon vor 
einigen Monaten zusammengesetzt, um Möglichkeiten der Förderung des Nahtou-
rismus in unserer Region zu erörtern. Man befinde sich derzeit in der Phase vor Ein-
reichung eines Antrags und werde zunächst mit der Bezirksregierung einen ersten 
Vorschlag abklären. Die Überlegungen beträfen den Fahrradtourismus, für den eine 
Verbindung vom Wurmtal über die Heide ins Rodebachtal bis in den Selfkant hinein 
geschaffen werden könnte. Einzelheiten würden derzeit noch mit den betroffenen 
Gemeinden diskutiert, da natürlich alle Beteiligten eigene Wünsche mitbrächten. Die 
Auftragsvergabe sei nach einem Schlüssel anteilig auf die Gemeinden verteilt wor-
den und diene der Ausarbeitung eines ersten Vorschlags. 
 
TOP 3 Durchführung eines Wegeinziehungsverfahrens für einen städtischen 

Wirtschaftsweg in Apweiler 
Vorlage: 178/2010 

 
Stadtverordneter Kappes erklärte sich für befangen und verließ den Sitzungsraum. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss schlug dem Rat vor, die Satzung über die Einzie-
hung des Wirtschaftsweges Gemarkung Immendorf, Flur 18, Flurstück 8 in der vorge-
legten Fassung zu beschließen.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja: 19 
Nein: 0  
Enthaltung: 0 

 

 
TOP 4 Vorstellung der Planung zur Einrichtung eines Bürgerbüros im Rat-

haus 
Vorlage: 181/2010 

 
Bürgermeister Fiedler teilte mit, dass er sich über die Aufnahme des Punktes „Bür-
gerbüro“ in die Tagesordnung sehr freue. Bereits im Wahlkampf sei die Einrichtung 
eines Bürgerbüros thematisiert worden und die Planung in den vergangenen Mona-
ten immer weiter vorangeschritten. Parteiübergreifend bestehe die Forderung nach 
einer bürgerfreundlichen Gestaltung des Empfangsbereichs des Rathauses. Der von 
der Stadt beauftragte Architekt, Dieter Wimmers, werde nun zunächst die Planung 
vorstellen. Im Anschluss daran würden Beigeordneter Brunen und er noch die perso-
nelle und organisatorische Umsetzung schildern. 
 
Der Vortrag von Herrn Wimmers ist in der Anlage beigefügt. 
 
Auf Nachfrage von Bürgermeister Fiedler erläuterte Herr Wimmers, dass der Emp-
fangsbereich im Rathaus derzeit sehr hallig sei. Dies sei auf den vorhandenen Bo-
denbelag und die fehlende Deckenverkleidung zurückzuführen. Um eine angeneh-
mere Atmosphäre zu schaffen, sei seines Erachtens nicht nur die Verkleidung der 
Decke sondern auch die Bearbeitung des Bodenbelags notwendig. Als Bodenbelag 
komme bspw. ein textiler Belag in Frage, der im Straßenverkehrsamt des Kreises 
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Heinsberg getestet worden sei. Dieser Belag sei mit klarem Wasser zu reinigen und 
sehr unempfindlich. Der Kreis sei von dieser Lösung so überzeugt, dass die gesamte 
Kreisverwaltung damit versehen werde. 
 
Weiterhin bestätigte Herr Wimmers die Aussage des Bürgermeisters, dass das vor-
gesehene Schiebtürsystem aus Kostengründen Drehtüren gewichen sei. Auch bei 
Drehtüren sei eine halbtransparente Lösung möglich.  
 
Stadtverordnete Tings erkundigte sich, ob in der Planung vermehrt Glaselemente 
vorgesehen seien.  
 
Herr Wimmers bestätigte, dass die Anbringung von Glaselementen geplant sei. Dies 
verbessere den Lichteinfall, insbesondere in die Tiefe, und habe positive psychologi-
sche Effekte. 
 
Des Weiteren fragte Stadtverordnete Tings nach, ob die veränderte Eingangssituati-
on Einfluss auf die Fußwege Richtung Kirche habe. 
 
Herr Wimmers antwortete, dass die Planung keinen Einfluss auf die Fußwege habe. 
Zudem werde aufgrund des zweiten Bauabschnittes in Kürze sowieso ein neues Pla-
nungskonzept für diesen Bereich erstellt. Er beabsichtige aufgrund dessen Kontakt 
zum Planungsbüro aufzunehmen, um beide Planungen aufeinander abzustimmen. 
Der auf dem jetzigen Plan eingezeichnete Eingangsbereich beschreibe die Situation 
auch im ungünstigsten Fall und gebe die Maximalgröße dieses Bereichs an. Der ge-
samte Bereich könne natürlich auch kompakter geplant werden. 
 
Stadtverordneter Kravanja meinte, dass nun schon der dritte Entwurf vorgelegt wor-
den sei und zwei verschiedene Eingangsmöglichkeiten vorgestellt worden seien, 
nämlich ein rundes und ein eckiges System. Er erkundigte sich, welche Variante für 
die Zugsituation vorteilhaft sei. 
 
Herr Wimmers erläuterte, dass bspw. die Raiffeisenbank in Geilenkirchen eine runde 
Lösung habe. Laut Aussage von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sei dennoch Zug-
luft vorhanden. Generell könne man sagen, dass Zugluft erst bei einer Lauflänge von 
3,50 m von einer Tür zur nächsten verhindert werde. 
 
Stadtverordneter Kravanja fragte nach, ob das im Vortrag erwähnte Backoffice dau-
erhaft oder nur zeitweise mit Bediensteten besetzt sei.  
 
Herr Wimmers antwortete, dass die Idee tatsächlich eine ständige Besetzung des 
Büros vorsehe. Insgesamt zeige die Planung die mögliche Maximalbesetzung von 
insgesamt sieben Personen; dem Sachgebietsleiter, dem Backoffice-Mitarbeiter, drei 
flexibel arbeitenden Springern und zwei Servicekräften am Infopoint. Dies sei jedoch 
die Maximalbesetzung und könne jederzeit diskutiert werden. 
 
Stadtverordneter Kuhn fragte nach, ob das Konzept mit dem Behindertenbeauftrag-
ten Herrn Pütz abgestimmt worden sei und wer mit dem Umbau des Eingangsbe-
reichs betraut werden solle. Des Weiteren erkundigte er sich, ob durch die Einrich-
tung des Bürgerservices die restliche Verwaltung überwiegend vom Publikumsver-
kehr befreit werde. 



- 5 - 

 
Herr Wimmers erklärte, dass die Planung noch nicht mit dem Behindertenbeauftrag-
ten abgestimmt worden sei. Dennoch erfülle sie jegliche Anforderungen, um gehan-
dicapte Menschen den Weg in das Servicecenter zu ermöglichen. 
Bürgermeister Fiedler ergänzte, dass mit den Arbeiten aufgrund des Umfangs und 
der Schwierigkeit eine externe Firma beauftragt werde. 
Weiter führte Bürgermeister Fiedler aus, dass zahlreiche Studien belegen, dass 80% 
der Anfragen an eine Kommune im ersten Anlauf beantwortet werden könnten. Ziel 
des neuen Bürgerservicezentrums sei, Bürger nicht mehr kreuz und quer durchs 
Rathaus zu schicken. 70 verschiedene Dienstleistungen würde der neue Bürgerser-
vice bereits zu Anfang anbieten. In einem weiteren Schritt könnten sukzessive weite-
re kleine Arbeiten verschiedener Fachbereiche übernommen werden. Dadurch könn-
ten sich die anderen Mitarbeiter vermehrt ihrem Kerngeschäft widmen. Angesichts 
der zu leistenden Arbeit sei die Stadt nach wie vor personell knapp besetzt, so dass 
eine Entlastung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sinnvoll sei und die Produktivität 
steigere. Zudem richte man sich nach dem Motto „one face to the customer“, wie es 
bspw. bei Banken praktiziert werde. Mehr Personal werde hierfür nicht benötigt. 
Vielmehr solle das vorhandene Personal weitergebildet werden, um den Anforderun-
gen der Stellen im Bürgerservice gewachsen zu sein. Natürlich müsse beim Personal 
hierfür Freiwilligkeit für die neue Tätigkeit vorhanden sein. 
Auf die Frage Öffnungszeiten auch am Samstag erwiderte Beigeordneter Brunen, 
dass die derzeitigen Öffnungszeiten von 33 auf 41 Stunden erhöht würden. Mit die-
ser Ausdehnung habe die Stadt längere Öffnungszeiten als alle anderen Kommunen 
in der Umgebung. 
Bürgermeister Fiedler ergänzte, dass momentan noch bauliche und finanzielle Fra-
gen im Vordergrund stünden. Natürlich bestehe die Möglichkeit das Modell der Öff-
nungszeiten zu ändern. Ein Beispiel habe er schon mal in Aachen Laurensberg er-
lebt. Dazu seien jedoch auch zahlreiche Absprachen in der Verwaltungsspitze, mit 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und dem Personalrat erforderlich. Er schlage 
vor, dieses Vorhaben Schritt für Schritt zu planen. 
 
Stadtverordneter Hoffmann teilte mit, dass die SPD Fraktion die Einrichtung eines 
Bürgerservicecenters begrüße. Immerhin bestehe diese Forderung seitens der SPD 
seit 10 Jahren. Die Vorlage der Verwaltung sei seines Erachtens ein guter Einstieg in 
die Thematik. Natürlich seien noch Verbesserungen notwendig, die sicherlich zu ei-
nem späteren Zeitpunkt diskutiert werden könnten. Darüber hinaus müsse die vorge-
legte Planung heute auch lediglich zur Kenntnis genommen werden. Weitergehende 
bindende Entscheidungen würden heute nicht gefällt. 
 
Stadtverordneter Kravanja schloss sich an, dass die Freie Bürgerliste das Service-
zentrum aus baulicher Sicht ebenfalls unterstütze. Es bedeute eine deutliche Ver-
besserung für die Verwaltung und erhöhe sicherlich auch die Effizienz. Nichtsdesto-
trotz solle zu einem späteren Zeitpunkt über das Modell der Öffnungszeiten gespro-
chen werden. Grundsätzlich werde seine Fraktion jedoch den Baumaßnahmen zu-
stimmen. 
 
Stadtverordneter Dr. Möhring warf ein, dass der Samstag für Behördengänge von 
Berufstätigen prädestiniert sei. Daher plädiere er dafür, dass auch samstags offen 
sei. In Erkelenz werde der Bürgerservice schwerpunktmäßig samstags von Berufstä-
tigen frequentiert. Zudem wäre vielleicht die Überlegung sinnvoll, die Spielecke wo-
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anders unterzubringen und die Notwendigkeit der Sachgebietsleitung vor Ort zu ü-
berprüfen. Auf diese Weise könnte der Raum für die Sachbearbeiter vergrößert wer-
den.    
 
Bürgermeister Fiedler antwortete, dass der Raum für die Sachgebietsleitung eben-
falls zur Unterbringung diverser Geräte zur Ausstellung biometrischer Personalaus-
weise diene. Daher sei die Einplanung dieses Raumes unerlässlich. Natürlich werde 
man mit dem Personaleinsatz bedarfsgerecht reagieren.  
 
Stadtverordneter Benden erklärte, dass die Gemeindeprüfungsanstalt in ihrem letz-
ten Bericht festgestellt habe, dass das Personal der Verwaltung für das Kerngeschäft 
zu wenig Zeit habe, da insgesamt zu wenig Personal vorhanden sei. Diese Situation 
werde durch ein Bürgerservicecenter maßgeblich verbessert, da dort schon viele Sa-
chen abgefangen würden. Mit der Einrichtung des Bürgerservice werde in Geilenkir-
chen ein Zeichen gesetzt. Natürlich sollten Einsparmöglichkeiten genutzt werden. 
Doch momentan erinnere der Empfangsbereich an eine Wartehalle in der alten DDR. 
 
Stadtverordnete Tings warf ein, dass eine Verschiebung der Spielecke aus ihrer 
Sicht nicht in Frage komme. Eltern müssten ihre Kinder im Blick haben. Daher sei die 
Ecke neben dem Eingangsbereich richtig geplant. 
 
Stadtverordneter Schumacher erläuterte, dass die CDU Fraktion sowohl die Planung 
der Verwaltung als auch die Überlegungen des Architekten begrüße. Natürlich sei die 
Überlegung der Einrichtung eines Bürgerservicecenters nicht neu; in der Vergangen-
heit seien die Kosten abschreckend gewesen. Daher erkundigte er sich, wie das 
Servicecenter finanziert werde. 
 
Bürgermeister Fiedler antwortete, dass er die Finanzierung des Bürgerservicezent-
rums mit dem Kämmerer, Herrn Gemünd, abgeklärt habe und die Einrichtung nur 
über eine Kreditfinanzierung möglich sei. Zum einen werde für eine Baumaßnahme 
nicht der komplette Kreditrahmen benötigt, so dass hier 100.000 € für die Maßnahme 
Bürgerservicezentrum bereit stünden. Zu betonen sei, dass sich die Kreditaufnahme 
für die Baumaßnahme im anderen Fall um 100.000 € verringert hätte. Der Restbe-
trag für die Einrichtung des Bürgerservicezentrums solle durch eine Verschiebung 
der Ausgaben für die Umgestaltung der Konrad-Adenauer-Straße im Bauabschnitt II 
abgedeckt werden. Dadurch werde die Kreditaufnahme natürlich nur in die Folgejah-
re verschoben. Für 2011 sei dadurch eine Kreditaufnahme von 4,5 Millionen Euro 
anstatt von 4,2 Millionen Euro notwendig. Der beschriebene Weg sei jedoch der ein-
zige, um in 2010 noch 250.000 € sicherzustellen. Die Kalkulation der Kosten sei von 
zwei Seiten vorgenommen worden. Zum einen von Herrn Wimmers und zum ande-
ren vom Gebäudemanagement der Stadt. Beide Kalkulationen würden zu ähnlichen 
Ergebnissen kommen, wobei die Berechnungen die kostengünstigsten Varianten be-
rücksichtigen würden. Er schlage weiterhin vor, dass die Kalkulation von 250.000 € 
noch um 10% Puffer für Eventualitäten erhöht werden solle. Es bestehe natürlich die 
Absicht den vorgegebenen Kostenrahmen einzuhalten. Weitere Einsparpotenziale 
seien aufgrund der engen Kalkulation nicht mehr gegeben. 
 
Beigeordneter Brunen führte aus, dass die Verwaltung etwa zu Beginn des Jahres 
2010 eine Arbeitsgruppe „Bürgerservicecenter“ gegründet habe, an der das Einwoh-
nermeldeamt sowie Vertreter des Bau- und Organisationsbereichs beteiligt gewesen 
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seien. Auf diese Weise habe man versucht, das Dienstleistungsspektrum des zukünf-
tigen Bürgerservicecenters möglichst genau festzulegen. Schon jetzt biete das Ein-
wohnermeldeamt zahlreiche Dienstleistungen, die in anderen Kommunen nicht von 
diesem Fachbereich angeboten würden. Zu nennen seien hier bspw. die Änderung 
von Adressen in Führerscheinen und Fahrzeugscheinen oder die Ausstellung von 
Fischereischeinen. In einem zweiten Schritt habe die Arbeitsgruppe erörtert, welche 
Aufgaben aus dem gesamten Haus noch übernommen werden könnten. Dies sei 
unter Ziffer 2 in der Anlage zur Vorlage beschrieben, wobei die Auflistung nicht ab-
schließend sei. Zunächst müsse sich das Servicecenter mit den angebotenen Leis-
tungen bewähren, bevor das Aufgabenangebot weiter ausgedehnt werde. Auch die 
Öffnungszeiten seien nicht abschließend festgelegt worden. Die Stadt Geilenkirchen 
biete jetzt schon längere Öffnungszeiten als alle Nachbargemeinden. Im Einwohner-
meldeamt würden insbesondere in der Zeit von 07.30-08.00 Uhr zahlreiche Kunden 
registriert. Vor der Arbeit oder mittags werde das Einwohnermeldeamt besonders 
häufig besucht. Eine Erweiterung der geplanten Öffnungszeiten von 41 Stunden ha-
be die Erhöhung des jetzigen Personalstandes zur Folge. In der Vergangenheit habe 
man Bürgerinnen und Bürgern in Notlagen z.B. in Passangelegenheiten auch sams-
tags oder sonntags immer helfen können.  Dies werde sich in Zukunft sicherlich nicht 
ändern. Der Personalbedarf für das Bürgerservicezentrum sei auf Grundlage des 
Aufgabenkatalogs und der Öffnungszeiten ermittelt worden. Bei erweiterten Öff-
nungszeiten werde natürlich mehr Personal benötigt. Vorerst sollte aber beobachtet 
werden, wo Spitzenzeiten im Publikumsverkehr anfallen würden. Grundsätzlich 
stimme das vorgestellte Konzept des Architekten mit dem Bedarf der Verwaltung ü-
berein. 
 
Stadtverordneter Benden warf ein, dass attraktive Öffnungszeiten wichtig seien und 
dafür seines Erachtens nicht mehr Personal benötigt werde. Die Öffnungszeiten 
könnten z.B. verschoben werden, so dass an einigen Tagen nicht mehr ab 07:30 Uhr 
geöffnet sei und dafür dann samstags. Es müsse möglich sein, die Öffnungszeiten 
flexibel zu handhaben. Grundsätzlich sehe er in dem Vorhaben einen Riesenvorteil 
für die Stadt und die Verwaltung.  
 
Bürgermeister Fiedler versicherte, dass die Thematik „Öffnungszeiten“ sicherlich 
noch behandelt werde. Natürlich würden hierzu auch alle Erkenntnisse genutzt, wie 
der Hinweis auf das Bürgerservicecenter in Erkelenz. Es müsse aber auch beachtet 
werden, dass personalwirtschaftliche Prozesse nicht einfach seien. Bei besonderen 
Öffnungszeiten sei hohe Flexibilität beim Personal gefordert. Untersuchungen hätten 
bspw. in Aachen gezeigt, dass montagmorgens die meisten Bürgerinnen und Bürger 
Anliegen hätten während freitagnachmittags ab 15:00 Uhr kaum Anfragen eingegan-
gen seien. Man solle vielleicht ein wenig abwarten und dann versuchen, die angebo-
tenen Dienstleistungen zu optimieren. 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nahm die vorgelegte Planung zur Kenntnis. 
 
TOP 5 Verschiedenes 
 

a) Stadtverordneter Kuhn erkundigte sich, ob bekannt sei, dass in Flahstraß ein 
Hundeplatz eingerichtet werden solle. 
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Bürgermeister Fiedler antwortete, dass der Verwaltung diesbezüglich nichts 
bekannt sei. Vor kurzem habe der Verein „Leinen-los e.V.“ bei der Stadt ein 
Modell für ein Freilaufgelände für Hunde vorgestellt. Daraufhin habe er sich 
mit einigen Fraktionen in Verbindung gesetzt, die dieses Modell ablehnen 
würden. Zudem käme die Nutzung eines Buschgeländes aus forstwirtschaftli-
chen Gründen nicht in Betracht. Natürlich könne der Verein privat ein Grund-
stück anmieten oder kaufen und es entsprechend nutzen bspw. ein Brachge-
lände. Aber auch dieses Grundstück dürfe dann nicht forstrechtlich bewertet 
werden. 

 
 
 
 
 
Sitzung endet um: 19:52 
 
 
 
Vorsitzender    Schriftführer/in: 

Bürgermeister 
Thomas Fiedler 

   Tina Offermanns 
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